
 

    

 

   

   
    

    

 
 

   
 
 

 

 
 
 

 
 

        

       
 
 

  
   

 
     

            
          

           

 
       

    
        

       

   
 

          
         

        
          

          

 

 
 

  

   
    

   
 

Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

16.05.2025 

Bundesvereinigung 

der kommunalen Spitzenverbände 
Hausvogteiplatz 1, 10117 Berlin 
Telefon 030 37711-0 

DVII5 Registermodernisierung 
Bundesministerium des Innern und für Heimat 
Alt Moabit 140, 10557 Berlin 

Nur per E-Mail: DVII5AG@bmi.bund.de 

Stellungnahme 

zum Entwurf eines Gesetzes zum NOOTS-Staatsvertrag – Beteiligung von kommunalen 

Spitzenverbänden, Fachkreisen und Verbänden gem. § 47 GGO 

Sehr geehrte Frau Bohn, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des 
Innern und für Heimat zum Vertrag über die Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwick-
lung des Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) – Vertrag zur Ausführung von 
Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG – NOOTS-Staatsvertrag möchten wir uns bedanken. 

Zunächst begrüßen wir das mit dem NOOTS-Staatsvertrag verfolgt das Ziel, eine gemeinsame 

und flächendeckende informationstechnische Infrastruktur zu schaffen, die den gesamten 
Daten- und Nachweisaustausch zwischen Bund, Ländern und Kommunen automatisieren 
und die vorhandenen Register miteinander vernetzen soll. Mit dem NOOTS-Staatsvertrag 

wird die bislang fehlende rechtliche Grundlage hierfür geschaffen. 

Zudem erkennen wir an, dass der Bund und die Länder eine Einigung im Hinblick auf das 
NOOTS finden konnten und sich grundsätzlich dazu bekennen, die Kosten für den für die Er-
richtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des NOOTS gemeinsam zu übernehmen. 
Insbesondere stellt aber nicht der Betrieb, sondern die Anbindung an das NOOTS den eigent-
lichen Erfolgsfaktor dar und sollte daher von Bund und Ländern ausfinanziert werden. 

http://#
mailto:DVII5AG@bmi.bund.de
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Für den Bund und die Länder, aber insbesondere auch für die Kommunen, sind mit der Um-
setzung des NOOTS eine Vielzahl an Aufgaben und erhebliche Aufwände verbunden, die es 

gemeinsam zu bewerkstelligen gilt. Dies betrifft vor allem die Schaffung der Voraussetzun-
gen für den Anschluss an das NOOTS und die Nutzung als auch die Bereitstellung und 
Übermittlung der notwendigen Nachweise und Daten durch die öffentlichen Stellen. Klar ist, 
dass die Umsetzung des NOOTS nur gemeinsam mit der Umsetzung der gesamten Register-
modernisierung gelingen kann. Die Kommunen sind als registerführende und -anfordernde 
Stellen, Inhaber und Nutzer der Datenbestände sowie als diejenigen, die auskunfts- und 
sprachfähig gegenüber Bürgerinnen und Bürgern und Unternehmen sein müssen, gefordert. 
Für die Kommunen bleiben in diesen beschriebenen Rollen und Funktionen jedoch weiterhin 
eine Vielzahl offener Fragen, die zwingend im Rahmen des NOOTS-Staatsvertrags geklärt 
werden müssen. 

Wir weisen in dem Zusammenhang auf unser Schreiben vom 11. Februar 2025 an den Vorsitz 
des IT-Planungsrates und den CIO Bund hin, in dem wir die Leitplanken für eine erfolgreiche 
Registermodernisierung skizziert haben und möchten uns zu folgenden einzelnen Aspekten 
zum Entwurf eines Gesetzes zum NOOTS-Staatsvertrag wie folgt äußern1: 

Zu den Inhalten des NOOTS-Staatsvertrags 

1. Governance 

Zu §§ 3 und 4: Gremien und Strukturen 

Die kommunalen Spitzenverbände haben bedauerlicherweise ohne Erfolg darauf gedrungen, 
die Kommunen in den Regelungen zur Governance im Staatsvertrag zu berücksichtigen, um 
der Betroffenheit der Kommunen als registerführende Stellen Rechnung zu tragen. Auch 
wenn die Kommunen im Staatsvertrag nicht genannt werden, sollte, wie auch mündlich zu-
gesagt, jedoch eine enge Einbindung in die Steuerungsgremien erfolgen. 

2. Aufwände und Kosten 

Zu § 5 (Anschluss und Nutzung des NOOTS) und § 7 (datenschutzrechtliche Bestimmungen) 
sowie der bezifferte Erfüllungsaufwand im Entwurf 

Aus dem Gesetzentwurf geht nicht hervor, welche konkreten Aufwände den registerführen-
den Stellen und damit auch den Kommunen durch den Anschluss und die Nutzung des 
NOOTS entstehen und welche Kosten von Bund und insbesondere den Ländern übernom-
men werden. Dies gilt für die zu erwartenden Anschlusskosten und die Betriebskosten als 
auch für die Bereitstellung der Datenbestände und Nachweise. Im Hinblick auf die Anschluss-
kosten heißt es im Gesetzentwurf lediglich: Die Vertragsparteien des NOOTS-Staatsvertrags 
sowie gegebenenfalls weitere angeschlossene öffentliche Stellen tragen jeweils die Kosten für 
den jeweiligen Anschluss an das NOOTS. 

Die Kommunen erwarten, dass der Staatsvertrag mit Blick auf diese kommunalen Aufwände 
und Anforderungen an das NOOTS, 1. diese konkret beziffert werden und 2. klare Finanzie-
rungsregelungen enthält, die sicherstellen, dass die Kommunen die Umsetzung des NOOTS 

1 Ergänzend die Stellungnahme des Deutschen Landkreistages zum NOOTS-Staatsvertrag vom 25.9.24. 
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ermöglichen können. Dies ist essenziell für den Erfolg des NOOTS und die gesamten Register-
modernisierung. Damit steht und fällt die erforderliche Akzeptanz in den 

Kommunalverwaltungen als auch bei den Bürgerinnen und Bürgern. 

Wir weisen darauf hin, dass den Kommunen durch den Anschluss an das NOOTS und damit 
einhergehende notwendige Änderungen in Fachverfahren personell als auch finanziell er-
hebliche zusätzliche Kosten entstehen. Dies betrifft insbesondere die Implementierung 
neuer IT-Prozesse, etwa im Hinblick auf IT-Sicherheitsvorgaben, Datenschutzvorgaben sowie 
notwendige Schulungen des Personals. Insbesondere die Etablierung eines neuen Standards 
XBasisdaten macht nach derzeitigem Stand erhebliche Anpassungsaufwände erforderlich. 
Hier müssen Regelungen gefunden werden, durch die registerführende Stellen vor unver-
hältnismäßigen Mehrbelastungen geschützt werden. Insbesondere kleinere Kommunen 
stehen an dieser Stelle vor großen Herausforderungen. 

Darüber hinaus werden auch für den fortlaufenden Betrieb, die Pflege sowie Aktualisierung 
von technischen Systemen, Audits, Zertifizierungen und die Beauftragung möglicher Fachver-
fahrensschnittstellen nicht unerhebliche Kosten entstehen. Dazu kommen die Aufwände und 
Kosten für die eigentliche Registermodernisierung, die teilweise notwendige Anpassung und 
Überarbeitung der Register, die Bereinigung der Datenbestände, die Implementierung der 
ID-Nummern und die Anbindung an das Datenschutzcockpit. 

Es ist aus unserer Sicht grundsätzlich richtig, dass neben den zu erwartenden Aufwänden 
auch die zu erwartenden Entlastungen im Gesetzentwurf dargestellt werden. Allerdings 
sollte dann der Aufwand auch konkret beziffert und klargestellt werden, dass diese Entlas-
tung erst mit erheblichem zeitlichem Verzug zu einem deutlich späteren Zeitpunkt eintreten 
wird. 

3. Finanzierung des Bundes und der Länder 

Zu § 8 Finanzierung in den Jahren 2025 und 2026 

Die Aussagen im Gesetzentwurf über die die Höhe der Finanzmittel für die Finanzierung der 
Kosten für die Jahre 2025/2026 ist jedoch sehr vage. Dort heißt es: „Es ist nach derzeitigem 
Stand wahrscheinlich, dass die Höhe für Entwicklung/Betrieb/Weiterentwicklung sowie Da-
tenmanagement/Begleitung Fachministerkonferenzen/Programmmanagement ausreicht“. 
Um Planungssicherheit und die notwendige Akzeptanz herzustellen, sollte dies verbindlich 
geklärt werden. Zudem bleibt auch hier offen, ob und wenn ja, welche Kosten für die Anbin-
dung der kommunalen Register als auch von Bund und insbesondere den Ländern 
übernommen werden. Gerade die Abstimmung mit den Fachministerkonferenzen ist aus un-
serer Perspektive nicht ausreichend finanziert. 

Mit freundlichen Grüßen 
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